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Am 18. Juni finden die Wahlen für den 40

Mitglieder zählenden Bürgergemeinde-

rat statt. Am 22. Oktober wählen wir den

Nationalrat und die Vertretung in den
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Ständerat. Mit unserem bewährten LDP

- Team sind wir daran für beide wichti-

gen Wahlen die Vorarbeiten zu leisten.

Bestens qualifizierte Kandidatinnen und

Kandidaten stellen sich für die LDP zur

Wahl.

Wichtige Listenverbindungen
Für die Nationalratswahlen werden übli-

cherweise Listenverbindungen verein-

bart. Die beteiligten Parteien wollen da-

mit in erster Linie für sich aber auch für

das eigene politische Lager möglichst

keine Stimmen verlieren. Ausser der SP

und vielleicht auch der LDP schafft es

Es ist bereits eine Tradition geworden: Jedes Jahr zu Ostern spendiert altGrossratspräsi-

dent Heiner Vischer (rechts) kleine Schoko-Hasen,die dann in der Innerstadt an die über-

raschten Passantinnen und Passanten verteilt werden. Übrigens: Überrascht wird nicht

nur zu Ostern - siehe letzte Seite.

Süsse Überraschung - nicht nur an Ostern…

Je eine wichtige Wahl auf nationaler und kommunaler Ebene stehen bevor.
Die LDP ist nach den Erfolgen der letzten Jahre gefordert und will diese
natürlich mindestens bestätigen. Darüber hinaus verlangt aber auch der
Politik-Alltag den Einsatz unserer Mandatsträgerinnen und Mandatsträger



wohl keine andere Partei, ohne Listen-

verbindungen ihren Sitz oder ihre Sitze

zu gewinnen. Wenn das bürgerliche La-

ger also mindestens zwei Sitze der vier

für Basel-Stadt zur Verfügung stehen-

den gewinnen will, sind Listenverbin-

dungen also wichtig.

In vertraulichen Gesprächen im Kreis der

Präsidien haben sich die traditionellen

bürgerlichen Parteien FDP, Mitte und

LDP geeinigt, nicht mit der SVP zusam-

men eine Listenverbindung einzugehen.

Der Grund liegt darin, dass die SVP bei

wichtigen Fragen entgegengesetzte Hal-

tungen vertritt. Die Personenfreizügig-

keit, welche die SVP bekämpft, ist für

unsere Pharmaindustrie und andere

Wirtschaftszweige äusserst wichtig. Die

SVP-Haltung zur Bekämpfung von Coro-

na ist weit weg von unserer Einstellung

dazu. Die konsequente Verweigerung

von Massnahmen gegen den Klimawan-

del ist ein weiterer Grund, weshalb eine

Listenverbindung mit der SVP unserer

Glaubwürdigkeit schaden könnte.

Rücksicht auf FDP
Es gibt auch Kräfte in der FDP, in der Mit-

te und in der LDP, welche dies anders se-

hen. In unserer Parteiversammlung wur-

de das offen und pointiert diskutiert. Ein

wichtiges Argument ist – aus meiner

Sicht – die Interessenlage der FDP, die

uns nähersteht als andere Parteien. De-

ren Chance auf ein Nationalratsmandat

schwindet, wenn die SVP dabei wäre. Es

ist richtig, dass wir auch Vorbehalte ge-

gen die GLP haben, die oft mit den Lin-

ken stimmt. Unseren Partnern war es

wichtig, die Stimmen für die GLP in un-

serer Allianz haben zu können. Auch das

kann man anders betrachten. Es ist nicht

so, dass ich diese Verbindung optimal

finde. Unter den gegebenen Vorausset-

zungen und unter Berücksichtigung der

Anliegen der beiden anderen bürgerli-

chen Parteien stellt diese Konstellation

aber das Machbare dar.

Eigene Kräfte mobilisieren
Listenverbindungen sind das eine, die

Mobilisierung der eigenen Kräfte ist das

andere. Wir werden uns – einmal mehr –

sehr anstrengen müssen, um unseren

Sitz halten zu können und für das bür-

gerliche Lager den zweiten Sitz gewin-

nen zu können. Wir sind Ihnen, liebe Par-

teimitglieder und mit der LDP Sympathi-

sierenden dankbar für Ihre Unterstüt-

zung bei beiden wichtigen Wahlen.

Im Bürgergemeinderat konnten wir bei

den letzten Wahlen zulegen, wir waren

die Gewinner-Partei. Wir versuchen mit

den 40 Kandidaturen, unsere Stärke zu

bewahren und sogar Sitze dazu zu ge-

winnen. Die sehr gut qualifizierten Kan-

didatinnen und Kandidaten lassen uns

dies erhoffen.

Neben den zeitaufwändigen Wahlvorbe-

reitungen erfordern auch andere Ge-

schäfte unsere Aufmerksamkeit. Stark

engagiert haben wir uns auch im Vorfeld

der Abstimmung zum Steuersenkungs-

paket. Als Partei, in der Regierung und

im Grossen Rat war es uns wichtig, dass

neben der Senkung der Einkommen-

steuern auch die Vermögenssteuer An-

passungen nach unten erfährt. Erfreu-

lich, dass in der Abstimmung die Vorlage

deutlich angenommen wurde.

Bei Vorstössen zurückhaltend
Im Nationalrat sind Hektik und Umtrie-

bigkeit vor den Wahlen im Herbst deut-

lich wahrnehmbar. Das zeigt sich in der

Fülle der persönlichen Vorstösse und im

Versuch aller Parteien, möglichst klare

Stellungnahmen zu den verschiedenen

Themen abzugeben. Ich bin mit Vorstös-

sen eher zurückhaltend; oft ist ein The-

ma bereits in Bearbeitung oder es gibt

dazu schon viele Vorstösse. Dennoch

möchte ich das eine oder andere auch

für Basel wichtige Thema auch auf die

Traktandenliste des Bundesrats setzen.

So habe ich Antworten auf Fragen zur

möglichen Erhöhung der Stromprodukti-

on des Kraftwerks Birsfelden verlangt,

nachdem eine entsprechende Interpella-

tion von Michael Hug im Grossen Rat

von Regierungsrat Sutter eher dürftig

beantwortet worden war. Schliesslich ist

dazu auch Bundesmitwirkung erforder-

lich. Auch zur künftigen Mitfinanzierung

des Bundes des Tropeninstituts, von

swisspeace und des vom Kanton, der

Universität und dem Universitätsspital

sowie von Novartis finanzierten Instituts

zur Erforschung von Augenkrankheiten,

IOB, habe ich Fragen gestellt. Weiter

habe ich die Salamitaktik der Post bei

ihrem Leistungsabbau kritisch hinter-

fragt. Dies einige Beispiele von Vorstös-

sen, die direkt mit Basel zu tun haben.

Sondersession beeindruckend
Die kurzfristig einberufene Session zur

nachträglichen Beschlussfassung über

die Rettungsmassnahmen der Credit

Suisse war beeindruckend.

Dr Fraktionspreesi verzellt...

Zu erzählen gibt es Einiges. Vorab

bedauern wir den Rücktritt aus dem

Grossen Rat von Corinne Eymann-Baier.

Sie bleibt der LDP aber als Bürgerge-

meinderätin weiterhin zur Verfügung-

danke liebe Corinne für Deinen kurzen,

aber intensiven Einsatz. Die Nachfolge

hat eine bekannte Persönlichkeit aus

dem Glaibasel angetreten: Adrian Iselin

und die LDP Fraktion heisst ihn herzlich

willkommen. Ebenso herzlich willkom-

men geheissen haben wir Dr. Nicole

Kuster, welche die Lücke bestens

schliesst, die unser Thomas Müry nach

seinem Rücktritt hinterlassen hat. Auch

Dir, lieber Thomas, danke für Deinen

langjährigen Einsatz im Rat und in den

vielen Kommissionen. So viel zu den

personellen Rochaden. Im Parlament

hat der neue Grossratspreesi, Bülent

Pekerman das Szepter übernommen

und hat den Betrieb bisher gut im Griff.

Weniger gut im Griff haben wir in unse-

rem Kanton gewisse Neubauten, die

Müllentsorgung und den Verkehr. Da

gibt es noch reichlich Arbeit und Luft

nach oben , damit zum Beispiel Investo-

ren und Architekten einfachere und

bessere Bedingungen vorfinden, damit

wir nicht stundenlang im Rat über Äs-

thetik von Mistkübeln debattieren müs-

sen und damit wir Mobilität zeitgerecht

und reell nutzen können. Die LDP war

gegen die «Klimagerechtigkeits-Initiati-

ve» und auch gegen den Gegenvor-

schlag aus bereits viel zitierten Grün-

den. Wir akzeptieren aber selbstver-

ständlich den Volkswillen und sind nun

sehr gespannt, wie die Umsetzung ge-

schieht. Wir bieten Hand, werden mit

scharfen Augen diesen Prozess beglei-

ten und in Zusammenarbeit u.a. mit

dem Gewerbe einstehen für eine Um-

setzung mit gesundem Menschenver-

stand und möglichst wenigen Verboten.

Wo Argumente fehlen, gibt es Verbote -

und mit diesen «rettet» man kein Klima

sondern schafft eine schlechte Atmo-

sphäre. Ich wünsche Ihnen einen freudi-

gen Frühling, Ihr Raoul Furlano
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Es war ein schwarzer Tag für die

Schweiz. Das aus meiner Sicht rasche

und insgesamt angemessene Handeln

war aber notwendig und von gesamt-

wirtschaftlicher Bedeutung, da viele

Privatpersonen und KMU von der CS ab-

hängig sind.

Nun gilt es das Vertrauen wiederherzu-

stellen, denn davon lebt der Finanzplatz

Schweiz. Hierzu gehört auch, dass Ver-

antwortlichkeiten geklärt werden. Die

Finanzplatzregulierung muss überprüft

und gegebenenfalls überarbeitet wer-

den. Eine Regulierung, die nur in der

Theorie funktioniert, ist zwecklos.

Unheilige Allianz
Leider wurde der Bundesrat von der

«unheiligen Allianz» aus SP, SVP und

Grünen im Nationalrat desavouiert.

Zwar ändert dieser Negativ-Entscheid

nichts am Vorgehen, stellt aber ein un-

gutes Zeichen gegen aussen dar – nicht

nur für die Schweizer Finanzbranche.

Auch hier haben die Wahlen im Herbst

mitgespielt. Als Fraktionssprecherin

Nachruf:

Peter Facklam †

Nach der Matur am Humanistischen

Gymnasium Basel wandte sich Peter

Facklam dem Ius-Studium in Basel und

Genf zu. 1956 schloss er es mit dem

Doktorrat ab. Sein Doktorvater war der

spätere Bundesrat Hans Peter Tschudi.

Berufserfahrung sammelte er als Jurist

beim Ständigen staatlichen Einigungs-

amt. Diese Dienststelle des Kantons

war mit der Schlichtung von Kollek-

tivstreitigkeiten im Arbeitsverhältnis

befasst und musste den Abschluss von

Gesamtarbeitsverträgen fördern. Die

Tätigkeit kam ihm zugute, als er ab

1960 beim Basler Volkswirtschaftsbund

wirkte. Diese Arbeitgeberorganisation

wurde 1918 als gemeinsame arbeitge-

berpolitische Plattform gegründet und

zählte praktisch alle Basler Unterneh-

men einzeln oder über ihre Verbände zu

den Mitgliedern. Die Sozialpartner-

schaft stand im Zentrum der Tätigkeiten

dieses Verbandes, dessen Direktor Pe-

ter Facklam als Nachfolger von Alfons

Burckhardt wurde.

Von 1974 bis 1980 wirkte Peter Facklam

als Bürgerrat und stand auch der Chris-

toph Merian Stiftung CMS vor. 1980

wurde er als Nachfolger von Lukas

«Cheese» Burckhardt für die LDP in den

Regierungsrat gewählt. Während zwölf

Jahren leitete er das Justizdepartement.

In dieser Zeit nahm die Anzahl der Dro-

gensüchtigen stark zu; die Politik war

gefordert. Es ist dem Menschenbild des

typischen Liberalen zu verdanken, dass

ein Weg gesucht wurde, den Drogen-

kranken zu helfen statt sie – wie in an-

deren Städten – auszugrenzen. Der li-

berale Facklam berief den grünen

Zürcher Kantonsrat Thomas Kessler als

Drogendelegierten ins Justizdeparte-

ment und setzte neue Ideen um. In der

Innenstadt wurden Gassenzimmer er-

richtet, wo Suchtkranke sauberes Ma-

terial und bessere Bedingungen zum

Spritzen vorfanden. Gegen diese Politik

erwuchs lokal Kritik aus verschiedenen

Kreisen, national und international wur-

de das «Basler Modell» zum Vorbild.

Nach der Regierungstätigkeit diente er

mit seinem Wissen ehrenamtlich Orga-

nisationen wie dem SOS-Kinderdorf

Schweiz, der GGG-Ausländerberatung

und einer Stiftung, die sich nach dem

Mauerfall für Marktwirtschaft in Osteu-

ropa einsetzte. Im Zentrum stand aber

Gemeinsames mit seiner Ehefrau, der

Tochter und den Enkelkindern.

Peter Facklam war stets konsequent

aber nicht stur, freundlich aber nicht

anbiedernd, traditionsbewusst aber

nicht rückständig, liberal aber nicht li-

bertär. Er suchte nie das Rampenlicht,

obwohl sein Mut und sein Einstehen für

Schwächere dies gerechtfertigt hätten.

Ruhe in Frieden, lieber Peter!

Christoph Eymann

habe ich mich zu dieser Thematik geäus-

sert und auch die Vorstösse der Rechts-

kommission unterstützt, die der Aufarb-

eitung dienen sollen. So soll die Anwen-

dung von Notrecht, wie auch die «Too-

big-to-fail»-Regulierung überprüft und

wo nötig angepasst werden. Ebenso be-

fürworte ich ein nachvollziehbares Ver-

gütungssystem und Pflichten für Verant-

wortungsträger.

OECD-Steuerreform:
Besonders wichtig für Basel
Die OECD-Steuerreform ist für unseren

Kanton von grosser Bedeutung. Bereits

früher habe ich im Nationalrat dazu The-

men eingebracht: Der Bund soll mithel-

fen, die Rahmenbedingungen für die von

der Reform betroffenen Firmen zu ver-

bessern und z. B. die Kontingente für

Fachkräfte aus Drittstaaten für die Phar-

ma-Industrie und andere Wirtschafts-

zweige erhöhen.

Auch soll beim Finanzausgleich zwi-

schen den Kantonen nicht nur auf die hö-

heren Einnahmen abgestellt werden,

sondern auch der zusätzliche Aufwand

der Sitzkantone zur Verhinderung der

Abwanderung der betroffenen Firmen.

Im Kanton haben wir zur Kenntnis neh-

men müssen, dass die SP zur OECD-

Steuervorlage, die am 18. Juni zur Ab-

stimmung kommt, mutlos und für mich

skandalös Stimmfreigabe beschlossen

hat. Die SP trägt damit der Kritik aus

der Schweizer Partei Rechnung, die

sich daran stört, dass 75% der Einnah-

men den Kantonen zukommen soll und

25% dem Bund und nicht eine 50:50

Lösung beschlossen wurde. Damit

setzt sich die grösste Partei des Kan-

tons nicht dafür ein, dass Basel-Stadt

mehr Geld erhalten kann. Das passt in

keiner Weise zur Ausgabenfreudigkeit

dieser Partei.

Sie sehen, liebe Mitglieder und liebe

Sympathisantinnen und Sympathisan-

ten, es gibt viel zu tun auch abseits der

Wahlvorbereitungen. Für Ihre stete Un-

terstützung danke ich Ihnen und freue

mich, Sie bei einem LDP-Anlass persön-

lich begrüssen zu dürfen.

Bild:

ETH-Bibliothek

ETHBIB Bildarchiv
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BISHER BISHER BISHERBÜRGERRAT

Für eine starke Bürgergemeinde!

Aus Tradition fortschrittlich.
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Natürlich ist es ärgerlich, wenn mittler-

weile beinahe jeden Samstag der Ver-

kehr in der Basler zusammenbricht und

das Flanieren oder Einkaufen dort nahe-

zu verunmöglicht wird, weil dauernd ir-

gendeine Gruppierung für ihr Anliegen

marschiert und die Stadt zwischen Bar-

füsser- und Claraplatz lahmlegt. Und

natürlich kann man sich auch fragen, ob

man wegen Ereignissen im Iran oder in

Syrien in Basel demonstrieren muss,

wissend, dass ausser den Umsatzein-

bussen des städtischen Gewerbes und

der Verärgerung der Bevölkerung kein

Effekt resultiert.

Trotzdem müssen solche Ärgernisse

ausgehalten werden, ist die Versamm-

lungsfreiheit doch ein wichtiges Grund-

Demo-Flut in der Innerstadt:

Oft missbrauchtes Grundrecht
Nach Ausschreitungen bei Demonstrationen ging die Kantonspolizei Basel-
Stadt jüngst konsequent und energisch vor. Unbewilligte Demos mit
grosser Wahrscheinlichkeit von Gewalt wurden im Keim erstickt und beider
1. Mai-Demo der gewaltbereite Teil isoliert. Die LDP steht hinter diesem
konsequenten Vorgehen. Die Versammlungsfreiheit ist als wichtiges
Grundrecht zu schützen, Missbräuche sind aber wenn immer möglich zu
verhindern und sonst nachträglich mit aller Strenge des Gesetzes zu
ahnden.

Zulage steigert Attraktivität
des Polizeiberufs

Die Kantonspolizei Basel-Stadt leidet be-

kanntlich an einem personellen Unterbe-

stand. Aus diesem Grund arbeite ich ge-

meinsam mit der Polizeileitung an der

Steigerung der Arbeitgeberattraktivität.

Um zu verhindern, dass sich die Personal-

stärke weiter verringert, hat der Regie-

rungsrat auf meinen Antrag hin als befris-

tete Sofortmassnahme die Ausrichtung

einer monatlichen Arbeitsmarktzulage für

maximal drei Jahre beschlossen.

Die Arbeitsmarktzulage wird unter den

Angehörigen des Polizeikorps als wichti-

ges Zeichen der Unterstützung ge-

schätzt. Gleichzeitig ist auch klar, dass

die monatliche Zulage von 400 Franken

für Korpsangehörige bis und mit einem

Dienstalter von 25 Jahren und 250 Fran-

ken für jene mit mehr Dienstjahren nicht

alle Probleme löst. Wir haben im Justiz-

und Sicherheitsdepartement im letzten

Jahr bereits erste Massnahmen in Eigen-

kompetenz umgesetzt, weitere sollen fol-

gen. Es gilt den eingeschlagenen Weg zu

besseren Arbeitsbedingungen für unsere

Polizistinnen und Polizisten konsequent

weiter zu verfolgen.

Dabei darf nicht vergessen gehen, dass

die Kantonspolizei nicht im «luftleeren»

Raum existiert, sondern eingebettet ist in

ein Gefüge von tausenden anderer Kan-

tonsmitarbeitenden, die ebenfalls be-

rechtigte Ansprüche haben. Aus diesem

Grund arbeiten wir im Regierungsrat an

einer ganzheitlichen Betrachtung, um die

Herausforderungen auf dem Arbeits-

markt strukturiert anzugehen. Erste Er-

gebnisse sollen im Sommer der Öffent-

lichkeit präsentiert werden.

Regierungsrätin Dr. Stephanie Eymann

Vorsteherin Justiz- und

Sicherheitsdepartement

BV: Die Eckdaten eines jeden Anlasses sind ja relativ 
früh bekannt. Zusätzlich gilt es, Begleiterscheinungen 

«Unsere Präsenz wird direkt  
wahrgenommen, und wir sind am 

CitySafe, mobile Fahrzeugsperren als mögliche Antiterror-Massnahme. Beispiel einer friedlichen Demonstration – leider nicht immer der Fall.
Es geht auch so: Die friedliche Demonstration ist hinsichtlich Route und Zeit mit der Po-

lizei abgesprochen und wird lediglich eskortiert. Foto: Basilea Info Plus, Herbst 2022.

von Grossrat
André Auderset

recht, welches zu Recht stark geschützt

ist.

Nicht ausgehalten werden muss aber

der Missbrauch dieses Grundrechts. Es

besteht keinerlei Recht darauf, Schmie-

reien anzubringen, Scheiben einzuschla-

gen oder gar Menschen zu verletzen.

Und es sei auch wieder mal erwähnt:

Auch die Polizei besteht aus Menschen,

oft mit Familien, zu denen sie nach dem

Einsatz unversehrt zurückwollen.

Deshalb ist es richtig, Demonstrationen

zu unterbinden oder zu stoppen, wenn

diese in Gewalt gegen Personen oder

Sachen auszuufern drohen. Die Kan-

tonspolizei lebt dieser Maxime in jüngs-

ter Zeit konsequent nach, bei der 1. Mai-

Demo oder Anfang März mit der Verhin-

derung der unbewilligten Demo zum

«Queerfeministischen Kampftag». Be-

reits aus der Ankündigung musste ge-

schlossen werden, dass gewaltsame Ak-

tionen geplant waren. Der sich formie-

rende Zug wurde gestoppt, und somit

konnten Personen- und Sachschäden er-

folgreich verhindert werden. Durch Ein-

kesselung des „Schwarzen Block“ am 1.

Mai wurde eine Wiederholung der Aus-

schreitungen vom Vorjahr unterbunden.

Unverständlich sind die jeweils folgen-

den Reaktionen von SP, Grünen und an-

verwandten Kreisen, die sich in Solidari-

tät mit den Rechtsbrechern üben und

vorangegangene Distanzierungen von

Gewalt als blosse Lippenbekenntnisse

entlarven. Der Schreibende reagierte im

März mit Grossratskollege Joel Thüring -

mit einer Solidaritätsaktion im Rat. Mehr

als 40 Ratsmitglieder stellten sich mit ih-

rer Unterschrift hinter das polizeiliche

Vorgehen. Damit erhalten unsere Ein-

satzkräfte die nötige Rückendeckung,

auch künftig gegen gewaltsame Miss-

bräuche des Grundrechts Versamm-

lungsfreiheit vorzugehen.

Liberal
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SVS aktuell

Auf der LDP Liste 3 treten 19 Frauen und

21 Männer von der jungen bis zur älte-

ren Generation zu den Bürgergemein-

deratswahlen vom 18. Juni 2023 an; dar-

unter der amtierende Bürgerrat Dr. Lu-

kas Faesch und die 7 Bisherigen Chris-

toph Burckhardt, Thomas Hediger, Lu-

kas Hug, Nicole Kuster, Thomas Müry,

Patricia von Falkenstein und Christine

Wirz-von Planta. Die Kandidierenden

sind auf den Seiten 4 und 5 dieser Aus-

gabe abgebildet.

Wir setzen uns für eine eigenständige

und fortschrittliche Bürgergemeinde ein

7

Bürgergemeinderatswahl:

LDP Liste 3: Aus Tradition
fortschrittlich
Die LDP steht seit jeher für eine starke Bürgergemeinde! Seit ihrer
Gründung im Jahr 1876 sind die Liberaldemokraten an der Entwicklung der
Bürgergemeinde aktiv und konstruktiv beteiligt. Der beachtlich hohe Anteil
an ehrenamtlich Tätigen auf der LDP Liste 3 in den Bereichen Soziales,
Gemeinnütziges und Kultur, ideal ergänzt durch politische und berufliche
Erfahrung ist unverzichtbar für die Stärkung der vielfältigen
Dienstleistungen der Bürgergemeinde.

zum Wohl von Menschen in Not, Men-

schen im Alter, von Kindern und Jugend-

lichen und von Menschen mit einer Be-

hinderung. Weiter unterstützen wir die

gute Zusammenarbeit mit der Christoph

Merian Stiftung, die Pflege des Hardwal-

des, der «grünen Lunge» für alle, sowie

eine faire Einbürgerungspraxis samt för-

derndem Willkommensverfahren und ei-

nen modern ausgerichteten Verwal-

tungs- und Ratsbetrieb. Kritisch beglei-

ten wir die finanzielle Entwicklung der

Bürgergemeinde und die Effizienz des

Dienstleistungsangebotes, befürworten

deren Ausweitung (z.B. Zusammenle-

gung Verein Kinderbetreuung Basel mit

dem Bürgerliches Waisenhaus, Einrich-

tung neuer Wohnformen im Alter), und

begrüssen das Einbürgerungsverfahren

als richtigen Weg zur Integration.

Bewährtes erhalten
Der Einsatz für eine starke Bürgerge-

meinde ist uns wichtiger als parteipoliti-

sches Geplänkel, das sich in dieser Le-

gislaturperiode abzeichnete. Wir weh-

ren uns gegen die Ankündigungen der

Ratslinken, den Bürgerrat künftig mit-

tels Volkswahl wählen zu lassen und die

Stiftungsaufsicht über die Christoph Me-

rian Stiftung entgegen dem Stifterwillen

der Aufsicht der Bürgergemeinde zu ent-

ziehen. Es ist vielmehr unsere Absicht zu

erhalten, was sich bisher bewährt hat

und gleichzeitig neue Erkenntnisse ein-

zubringen und umzusetzen.

Unser Wahlziel: Bei der Bürgergemein-

deratswahl 2017 haben wir einen pro-

zentualen Wähleranteil von 18% erzielt

und 7 Mandate gewonnen; dieses Er-

gebnis wollen wir im 2023 wieder errei-

chen!

Abstimmung über OECD-Steuer:

Ein JA - gerade für Basel!
Die OECD-Mindeststeuer von 15 Prozent führt zu höheren Steuereinnah-
men. Das Bundesparlament einigte sich nach langem Ringen auf einen An-
teil von 75 Prozent zu Gunsten der Kantone. Dies begünstigt nicht nur die
Sitzkantone von grossen Unternehmen, sondern über den Finanzausgleich
auch die anderen Kantone. Deshalb sprechen sich alle Kantone für ein JA
am 18. Juni 2023 aus.

Grosse, international tätige Unterneh-

men mit einem Umsatz von mehr als

750 Millionen Euro pro Jahr sind auf-

grund einer Steuerreform der OECD/

G20 ab 2024 mit einer globalen Min-

deststeuer von 15 Prozent konfrontiert.

Davon sind allein in der Region Basel

rund 100 Unternehmen betroffen. In der

Schweiz wird diese Mindeststeuer mit

einer sogenannten Ergänzungssteuer

umgesetzt. Wird der Gewinn eines Un-

ternehmens aufgrund der Steuerregeln

im Kanton mit weniger als 15 Prozent

besteuert, wird mit der Ergänzungs-

steuer dafür gesorgt, dass die Vorgabe

von 15 Prozent erreicht wird. Würde die

Schweiz das nicht tun, hätten andere

Staaten das Recht, diese Steuer zu er-

heben. Bund und Kantone würden

Steuereinnahmen verlieren, die Unter-

nehmen müssten mehr Steuern im Aus-

land bezahlen. Das ist nicht im Interes-

se der Schweiz.

Der Bund schätzt, dass dadurch zusätz-

liche Steuereinnahmen von 1 bis 2,5

Milliarden Franken entstehen. 25 Pro-

zent dieser Steuereinnahmen fliessen

in die Kasse des Bundes. Der übrige An-

teil geht an die Kantone. Die Ergän-

zungssteuer fliesst zunächst dorthin,

wo sie erhoben wird. Das bedeutet,

dass die Kantone, die Sitz von betroffe-

nen Unternehmen sind, zusätzliche

Steuereinnahmen erhalten.

Alle Kantone profitieren
Auf den ersten Blick profitieren von die-

ser Reform somit nur Sitzkantone. Dazu

gehören insbesondere Basel-Stadt, Zug

Kantonale Mehreinnahmen durch die Ergänzungssteuer werden im NationalenFinanz-

ausgleich (NFA) berücksichtigt. Das führt zu einer zusätzlichen Umverteilung zwischen

den Kantonen. Wirtschaftsstarke Kantone und der Bund leisten höhere Beiträge,

schwächere Kantone erhalten zusätzliche Zahlungen.

Liberal
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2019 wurde die Volksinitiative «Für ein

gesundes Klima (Gletscher-Initiative)»

eingereicht. Mit der Initiative wäre der

Verbrauch von Öl, Benzin, Diesel und

Erdgas ab dem Jahr 2050 verboten wor-

den. Bundesrat und Parlament ging das

zu weit.

Das Parlament hat deshalb einen indi-

rekten Gegenvorschlag ausgearbeitet.

Dieses Klima- und Innovationsgesetz

(KlG) trägt nach Ansicht des Parlaments

zu einer sicheren Energieversorgung

bei, reduziert die Abhängigkeit der

Schweiz von Energieimporten und

stärkt den Klimaschutz.

Die Schweiz importiert rund drei Viertel

ihrer Energie. Fossile Energieträger wie

Heizöl, Benzin, Diesel und Erdgas stam-

men vollständig aus dem Ausland. Die

Abhängigkeit der Schweiz ist damit

gross. Zudem belastet der Verbrauch

fossiler Energieträger das Klima. Bun-

desrat und Parlament wollen mit dem

«Bundesgesetz über die Ziele im Klima-

schutz, die Innovation und die Stärkung

der Energiesicherheit (KlG)» die

Schweiz unabhängiger von Energieim-

porten machen und den Klimaschutz

stärken.

Bund und Kantone sollen zudem Mass-

nahmen zum Schutz von Mensch und

Natur gegen die negativen Folgen des

Klimawandels ergreifen.

Um auf dem Weg zur Klimaneutralität

voranzukommen, enthält die Vorlage

konkrete Massnahmen.

Abstimung Klima- und Innovationsgesetz:

Fördern statt verbieten
Die Schweiz soll bis zum Jahr 2050 klimaneutral werden. Um dieses Ziel zu
erreichen, plant der Bund Massnahmen: Der Ersatz von Öl-, Gas- und
Elektroheizungen mit klimaschonenden Heizungen soll mit 2 Mrd. CHF
unterstützt werden. Betriebe in Industrie und Gewerbe, die innovative
Technologien zur klimaschonenden Produktion einsetzen, sollen von
Fördermitteln in der Höhe von 1,2 Mrd. profitieren. Das ist der Kern des
«Bundesgesetzes über die Ziele im Klimaschutz, die Innovation und die
Stärkung der Energiesicherheit. Es ist dies ein indirekter Gegenvorschlag
zur Gletscher-Initiative)».

oder Zürich. Doch der Eindruck täuscht.

Denn die Schweiz kennt mit dem Natio-

nalen Finanzausgleich (NFA) einen Me-

chanismus, der diese Steuereinnahmen

umverteilt. Der Verteilungsmechanis-

mus des NFA ist nicht ganz einfach

nachzuvollziehen. Vereinfacht gesagt

gilt: Je höher der Anteil der Kantone an

der Ergänzungssteuer, desto höher

werden Firmengewinne im NFA berück-

sichtigt. Und je höher dann die Steuer-

einnahmen der Kantone sind, desto

mehr Geld fliesst in den Umverteilungs-

topf des NFA. Davon profitieren Emp-

fängerkantone ganz direkt.

Ein konkretes Beispiel aus der Region:

Hätte sich das Modell mit 50 Prozent

Bundesanteil durchgesetzt, würde der

Kanton Solothurn nach Berechnungen

des Bundes 70 Franken pro Kopf erhal-

ten. Mit dem 25/75-Modell sind es 105

Franken pro Kopf.

Angesichts dieser Zahlen ist es nicht

überraschend, dass sich die Konferenz

der kantonalen Kantonsregierungen

wie auch der Schweizerische Städtever-

band für ein Ja zu dieser Reform ausge-

sprochen hat. Denn von der OECD-Min-

deststeuer profitieren unter dem Strich

alle Kantone.

Schlimm wären die Folgen eines Neins:

Die Steuern würden trotzdem erhoben

- aber eben nicht in der schweiz.

Vorstand für ein JA - Entscheid
Parteiversammlung folgt

Der LDP-Vorstand beantragt die Ja-Parole

zu der Vorlage. Bei Drucklegung der hier

vorliegenden Ausgabe des LIBERAL stand

der Entscheid der Parteiversammlung

noch aus. Der nebenstehende Text stützt

sich auf die amtlichen Erläuterungen

Liberal



Hauseigentümerinnen und Hauseigen-

tümer, die Öl- oder Gasheizungen mit

Holzheizungen oder Wärmepumpen er-

setzen oder in die Isolation ihrer Häuser

investieren, profitieren von einer Unter-

stützung von 200 Millionen Franken pro

Jahr.

Diese Fördermittel werden zusätzlich

zum bereits bestehenden Gebäudepro-

gramm ausgeschüttet. Sie sind auf 10

Jahre beschränkt.

Förderung für Hauseigentümer
und Gewerbe
Von der Förderung profitieren auch

Hauseigentümerinnen und Hauseigen-

tümer, die eine Elektroheizung erset-

zen. Elektroheizungen sind ineffizient.

Sie verbrauchen im Winter rund 10 Pro-

zent des Stroms in der Schweiz. Dies

entspricht der Jahresproduktion des

stillgelegten Kernkraftwerks Mühle-

berg. Strom ist im Winter besonders

knapp. Werden Elektroheizungen er-

setzt, nützt dies der Versorgungssi-

cherheit.

Industrie- und Gewerbebetriebe, die in-

novative klimaschonende Technologien

einsetzen, profitieren von einer Unter-

stützung von 200 Millionen Franken pro

Jahr. Diese Förderung ist auf sechs Jahre

beschränkt.

Bund und Kantone werden mit der Vor-

lage verpflichtet, Massnahmen zum

Schutz von Natur und Mensch gegen die

Folgen der Klimaerwärmung zu ergrei-

fen. Das Alpenland Schweiz ist hier

stark exponiert. Murgänge, Hochwasser

und Steinschläge sind eine Gefahr. Ins-

besondere in den Städten nimmt die Be-

lastung durch Hitzewellen zu. Die Land-

wirtschaft soll von Massnahmen zur

Bewältigung von Trockenheitsphasen

profitieren.

Keine neuen Steuern oder
Abgaben
Die Massnahmen sollen aus den allge-

meinen Bundesmitteln finanziert wer-

den. Die Vorlage enthält keine neuen

Steuern, Gebühren oder Abgaben. Es

gibt darin auch keine neuen Vorschrif-

ten oder Verbote.

Die Vorlage setzt den klimapolitischen

Rahmen und enthält konkrete Förder-

massnahmen. Weitergehende Mass-

nahmen zur Erreichung des klimapoliti-

schen Ziels müssen vom Parlament in

anderen Gesetzen, insbesondere im CO₂-
Gesetz, geregelt werden. Gegen diese

Gesetze kann das Referendum ergriffen

werden. Das Volk behält damit das letzte

Wort.

Das «Bundesgesetz über die Ziele im Kli-

maschutz, die Innovation und die Stär-

kung der Energiesicherheit» wurde vom

Nationalrat mit 139 Ja-Stimmen gegen 51

Nein-Stimmen und 2 Enthaltungen ange-

nommen. Im Ständerat votierten 38 Rats-

mitglieder mit Ja und 4 mit Nein. 2 ent-

hielten sich.

Versorgungssicherheit als
Argument
In den Schlussvoten unterstrichen die

Befürwortenden insbesondere den As-

pekt der Versorgungssicherheit. Der Uk-

raine-Krieg habe gezeigt, wie gefährlich

es sei, von Energieimporten abhängig zu

sein. Die Ablehnenden warnten vor ei-

nem stark steigenden Stromverbrauch

aufgrund der Umrüstung von Heizungen

und der steigenden Zahl von Elektroau-

tos.

Gegen die Vorlage wurde das Referen-

dum ergriffen, weshalb sie am 18. Juni

2023 vor das Volk kommt.

Per Februar endete die erste Hälfte der Legislaturperiode 2021-2025. Ein
guter Zeitpunkt für eine kurze Übersicht der Themen, die die Grossrätinnen
und Grossräte der LDP in den vergangenen zwei Jahren in Angriff
genommen haben. Soviel vorweg: Erfreulicherweise konnte schon viel
angepackt und einiges erreicht werden. Und wie die in den Text
eingestreuten Fotos bezeugen: Unserer Regierungs- und Ratsmitglieder
waren oft an vorderster Front, aber immer mitten drin.

Für die LDP-Parlamentarierinnen und -

Parlamentarier besteht nicht die ge-

ringste Torschlusspanik hinsichtlich der

2024 anstehenden Gesamterneuerungs-

wahlen, denn sie haben die vergange-

nen zwei Jahre bereits viele politische

Themen durch konkrete Forderungen

und kritische Hinterfragung geprägt.

Sinnbildlich für die Werte der LDP ist,

dass der liberale Grundsatz von unseren

Mandatsträgerinnen und -trägern in

sachpolitisch vielfältigsten Themen ver-

folgt wird. Dies sticht bei der Recherche

der eingereichten Vorstösse sofort ins

Auge.

Grosse Themenvielfalt
Von A wie Altersarbeitslosigkeitspräven-

tion bis Z wie zentrale Wärmepumpen

findet sich eine Themenvielfalt wieder,

die sich sehen lässt, und auf die LDP-Mit-

glieder stolz sein dürfen.

Im Wahlkampf weist die LDP gerne dar-

auf hin, eine Gewerbepartei zu sein.

Dies stellt sie im Grossen Rat sodann

auch unter Beweis: die Forderung nach

einem Logistikflächenkonzept soll lang-

fristig Gewerbeflächen sichern und

Klarheit für Unternehmen schaffen, die

Vereinfachung von Baubewilligungs-

verfahren Zeit und Ärger sparen und ak-

tuell prüft die Regierung, wie Kleinun-

ternehmen für baustellenverschuldete

Umsatzeinbussen sinnvoll kompensiert

werden können.

Auch die langfristige wirtschaftliche

Standortattraktivität will die LDP si-

chern: so könnte wegen einem LDP Vor-

stoss in der Innenstadt bald ein Start-

up Hub entstehen, in dem innovative

Ideen im Herzen Basels zu namhaften

Projekten werden sollen.

Forschungsstandort Basel
pflegen
Damit beispielsweise Start-ups ihre

Ideen entwickeln, testen, verwerfen

oder weiterverfolgen können, muss Ba-

sel als Forschungsstandort gepflegt

werden. LDP Grossratsmitglieder haben

in verschiedenen Vorstössen die Fort-

setzung der Horizon Forschungspro-

gramme für Basler Studierende gefor-

dert und sich für die Beibehaltung der

Möglichkeiten von Studienaufenthalten

an verschiedenen Universitäten einge-

setzt.

Legislaturhalbzeit:

Die LDP hält ihre Wahlkampf-
Versprechen!

9

von Grossrätin
Annina von
Falkenstein

Liberal
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In einem Vorstoss zur Mobilität zwi-

schen den Campusstandorten der

FHNW und den dadurch verursachten

Transportkosten wird auch die Wichtig-

keit der Fachhochschule für unsere Re-

gion unterstrichen.

Eine florierende Wirtschaft erlaubt

auch grosszügiges Denken in sozialen

Themen. Die LDP Grossratsfraktion hat

davon viele aufs politische Parkett ge-

bracht. So wurden Fragen zu Präventi-

onsmöglichkeiten der Altersarbeitslo-

sigkeit von Menschen mit

Bildungsabschluss auf Tertiärstufe auf-

geworfen, die Schaffung eines aner-

kannten Careleaver Status gefordert

und erreicht, ein Update zu Massnah-

men der Sicherung von Suizidhotspots

eingeholt und eine Standesinitiative

zum Verbot von Konversionstherapien

eingereicht.

Ebenso hat die LDP verstärkte Mass-

nahmen im Bereich der Nachholbildung

von Grundkompetenzen gefordert. Im

Bildungsbereich hat die LDP sich zum

Beispiel durch die Forderung von ver-

stärkter Auseinandersetzung mit digi-

talen Lehr- und Lernmöglichkeiten ein-

gebracht und den Erhalt der

Ludotheken gefordert. Überdies soll

die Berufsbildung durch die Durchfüh-

rung der EuroSkills 2028 in Basel sicht-

barer werden – auch dies wurde durch

eine LDP Grossrätin an die Regierung

getragen.

Für den Medizinbereich wurden aus den

Reihen der LDP Fraktion Fragen zur

Überlastung der Notfallstationen, Medi-

kamentenmissbrauch, elektronischen

Patientendossiers und dem zur Verfü-

gung stellen von anonymisierten Pati-

entendaten für Forschungszwecke ge-

stellt.

Zudem wurde ein Pilotprojekt für Gratis-

tests zu sexuell übertragbaren Krank-

heiten gefordert – kein liberaler Ansatz,

aber vernünftig. Denn die schambehaf-

teten Krankheiten sind bei den Jungen

auf Vormarsch.

Während in der Fraktion ein sehr gutes

Klima herrscht, was für viele Lacher und

ein gutes Zusammenhaltsgefühl sorgt,

setzt sich die LDP auch nach aussen

weiterhin für den Klimaschutz und

Nachhaltigkeitsanliegen ein.

Die Forderung nach geteilten Wärme-

pumpen für benachbarte Einfamilien-

häuser, der Verstärkung der freiwilligen

CO2 Kompensation, der baldigen Be-

gründung von Bildungsstätten für den

neuen Beruf Solarinstallateur und -

monteur sowie der Einsatz für die Erhal-

tung der Grünflächen auf dem Bäum-

lihofareal oder die Schaffung von Anrei-

zen für die Produktion und den Weiter-

verkauf von Solarstrom sind nur einige

von vielen Beispielen. Dabei behält die

LDP im Auge, was realistisch und mach-

bar ist; schliesslich müssen trotz Klima-

krise viele andere Themen ebenfalls an-

gegangen werden und ihr Gehör in der

Politik finden.

Doch auch fürs Alltägliche hat die LDP

Grossratsfraktion stets ein Ohr und er-

weist sich dabei als zuverlässige Part-

nerin: so wurde die Abschaffung der me-

tallenen Hunde Registrierungsmarken,

die Angebotserweiterung für attraktive

Traulokale, die Wertschätzung und Auf-

wertung des historisch wichtigen Ger-

berbrunnens und die Einführung lau-

schiger Vaporetto-Böötchen als pas-

sende Ergänzung des bestehenden ÖV

Angebots gefordert.

Neben den durch die LDP Grossrätinnen

und -Grossräte eingereichten Vorstös-

sen, soll auch die Arbeit, die in den

Kommissionen geleistet wird, an dieser

Stelle erwähnt werden. Denn erfolg-

reich politisiert nicht, wer in höchster

Frequenz Vorstösse einreicht, und so

die Verwaltung verstopft. Oft ist es die

Arbeit in den Kommissionen, die zwar

aufgrund des Kommissionsgeheimnis-

ses keine öffentliche Sichtbarkeit er-

Liberal



11

hält, die unseren Kanton aber ganz

massgeblich prägt. Denn dort findet

viel öfters als im Ratssaal selbst der tat-

sächliche Diskurs in Echtzeit, das Kreu-

zen von verbalen Klingen und idealer-

weise das Verhandeln und Ausgestal-

ten von Kompromissen statt.

Fest steht, dass die LDP kompetent und

konkret den liberalen Gedanken ins po-

litische Geschehen Basels, Riehens und

Bettingen einbringt. Dies ist auch dank

vielen geteilten Ideen von LDP-Mitglie-

dern und anderen zugewandten Orten

möglich, wofür die LDP Fraktion sehr

dankbar und weiterhin offen ist.

Wir gratulieren LDP-Mitglied Nikolai Iwangoff Brodmann (Bildmitte) zur Wahl als neuer

Gemeindepräsident von Bettingen. Er kandidierte dort unter dem Label «Aktives Bettin-

gen» und setzte sich mit 247 Stimmen gegen Daniel Schmitt (149 Stimmen) klar durch.

Der 49jährige Advokat folgt als Gemeindepräsident auf Patrick Götsch, der nicht mehr

zur Wahl antrat. Nikolai Iwangoff wohnt seit 6 Jahren in Bettingen und ist Vater von drei

Kindern. Er arbeitet bei den Industriellen Werken Basel in den Bereichen Strategie und

Recht. Nikolai Iwangoff ist zudem Präsident des TV Kleinbasel, Mitglied des Vorstands

von JuAr Jugendarbeit Basel und im Range eines Majors als Auditor für die Schweizer

Armee tätig.

Gratulation I: Nikolai Iwangoff Brodmann ist
neuer Gemeindepräsident von Bettingen

Gratulation II: Titular-
Professur für Raoul I. Furlano

Wir gratulieren unserem Fraktions-Chef,

Dr. Raoul Ivano Furlano zur Titularprofes-

sur. Der Universitätsrat hat die Ernennung

an der Medizinischen Fakultät genehmigt,

die zuvor von der Regenz beschlossen

worden war. Furlano ist nun Titularpofes-

sor für Pädiatrie.

Der jährige ist seit 2001 Leiter der Abtei-

lung Pädiatrische Gastroenterologie und

Ernährung am UKBB.

Für die leitet Furlano die Frakrtion und ist

Mitglied der Gesundheitskommission des

Grossen Rates. Dazu kandiert er in diesem

Jahr für den Nationalrat .

Jungliberale:

Geselligkeit und Politik gehen gut zusammen

Die Geselligkeit hat auch bei uns definitiv wieder Einkehr gefunden. Wir haben die Rück-

kehr zum einigermassen normalen Alltag genutzt, um wieder Beisammen zu sein, uns

auszurichten und zu festigen- natürlich vorausschauend auf die anstehenden Wahlkämp-

fe. Dank kommunikativem und effizientem internen Umgang konnten wir uns darauf fo-

kussieren, in neuen Themen Fuss zu fassen, etwa mit Hilfe von unseren Grossrätinnen

und Grossräten, im Dialog mit anderen Jungparteien oder Experten. Nicht zuletzt nahm

der Vorstand eine gründliche Überarbeitung der Positionen in Angriff. Zwar noch nicht

abgeschlossen, ist eine substanzielle, souveräne Basis geschaffen, liberal ganz nach

Basler Art. Die Mitglieder der JLB finden

trotz Berufsleben oder Pendelei nach St.

Gallen oder Zürich immer wieder Zeit, ak-

tuelle Themen gemeinsam zu bespre-

chen, zum Beispiel während und nach der

Generalversammlung oder am alljährli-

chen Fondue-Plausch in der Vorweih-

nachtszeit. Ganz aktuelle Ereignisse oder

Parolenfassungen diskutieren wir auch

gerne gleich in unserer WhatsApp-Grup-

pe. Wesentlich dafür ist, dass bei uns

Jungliberalen nicht bloss eine politische,

sondern auch freundschaftliche Vertraut-

heit herrscht. Das steht uns gut, passt es

doch zur offenen und unaufgeregten Hal-

tung, die sich in unserer Politik wiederfin-

det.

Liberal
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…sondern auch zu Weihnachten

Denken Sie auch liberal?
0 Ja, deshalb möchte ich Mitglied werden

0 Ja, deshalb möchte ich mehr Infos über die LDP

....................................................................................
Name und Vorname

....................................................................................
Adresse

Bitte einsenden an die rechts angegebene Adresse der LDP-Geschäftsstelle oder via

info@ldp.ch.

Wie auf Seite 1 angekündigt: Die LDP beschenkt die Bevölkerung nicht nur an Ostern,

sondern auch zu Weihnachten, dann halt mit süssen Kläusen anstelle der Häschen. Dies

geschieht im übrigen nicht nur in der Basler Innerstadt, sondern auch in Riehen, wie das

untere Foto zeigt.
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